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Bundesverband Wärmepumpe (BWP) e. V. 
Der Bundesverband Wärmepumpe (BWP) e. V. ist ein Branchenverband mit Sitz in Berlin, der die gesamte Wertschöpfungskette rund 
um Wärmepumpen umfasst. Im BWP sind über 1.350 Unternehmen der Heizungsindustrie, Handwerksunternehmen, Planungs- und 
Architekturbüros, Bohrfirmen sowie Energieversorger organisiert, die sich für den verstärkten Einsatz effizienter Wärmepumpen en-
gagieren.   
 
Die deutsche Wärmepumpen-Branche beschäftigt rund 100.000 Personen und erwirtschaftet einen Jahresumsatz von rund 3,5 Milli-
arden Euro. Derzeit werden in Deutschland knapp zwei Millionen Wärmepumpen genutzt. Die hier verbauten Anlagen werden zu 
rund 95 Prozent von BWP-Mitgliedsunternehmen hergestellt. 
 
Der Bundesverband Wärmepumpe (BWP) e. V. ist eingetragen im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem Deut-
schen Bundestag und der Bundesregierung unter der Registrierungsnummer R002194. 
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Zusammenfassung 

 

Die vorgesehene Fortführung des CO₂-Preiskorridors im nationalen Brennstoffemissionshandel für 

das Jahr 2027 schwächt die Investitionssignale für die Elektrifizierung des Wärmesektors in einer 

Phase, in der zugleich ordnungsrechtliche Vorgaben gelockert und Kürzungen der Bundesförderung 

effiziente Gebäude angekündigt werden. Damit werden die drei zentralen Steuerungsinstrumente 

der Wärmewende – Ordnungsrecht, Förderung und Energiepreisrelationen – gleichzeitig abge-

schwächt. Für die Klimapolitik der Bundesregierung ergibt sich daraus ein Glaubwürdigkeitsproblem. 

Der BWP spricht sich deshalb für einen verlässlichen und planbar steigenden CO₂-Preispfad aus. Ge-

rade wenn Maßnahmen zur Senkung der Stromkosten ausbleiben, kommt der relativen Wirtschaft-

lichkeit elektrischer und fossiler Energieträger eine entscheidende Bedeutung für Investitionsent-

scheidungen zu. 

Die Elektrifizierung des Wärmesektors ist nicht nur ein zentraler Baustein zur Erreichung der Klima-

ziele, sondern stärkt zugleich Versorgungssicherheit, wirtschaftliche Resilienz und heimische Wert-

schöpfung. Der aktuelle Prüfbericht des Expertenrats für Klimafragen unterstreicht den weiterhin 

hohen Handlungsbedarf im Gebäudesektor. 
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Der CO₂-Preis muss Teil eines konsistenten Transformationsrahmens bleiben 

Die CO₂-Bepreisung bildet ein zentrales marktwirtschaftliches Instrument, um Investitionen schritt-

weise von fossilen hin zu klimafreundlichen und importunabhängigen Energieträgern zu lenken. Im 

Gebäudesektor entfaltet sie ihre Wirkung jedoch nicht isoliert, sondern im Zusammenspiel mit ord-

nungsrechtlichen Vorgaben und einer verlässlichen Förderung. Erst das konsistente Zusammenwir-

ken dieser Instrumente schafft die notwendigen Investitionssignale für Industrie, Gebäudeeigentü-

mer und Handwerk. 

Mit der Verschiebung des Starts des europäischen Emissionshandels ETS 2 auf das Jahr 2028 wurde 

eine Anpassung des nationalen Brennstoffemissionshandels für das Übergangsjahr 2027 erforderlich. 

Diese notwendige Verlängerung darf jedoch nicht dazu führen, die bisherige Lenkungswirkung eines 

planbar steigenden Preispfades abzuschwächen.  

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht jedoch vor, den bereits für 2026 geltenden Preiskorridor von 55 

bis 65 Euro je Tonne CO₂ im Jahr 2027 unverändert fortzuführen. Dies fällt politisch mit einer Ab-

schwächung weiterer zentraler Instrumente der Wärmewende zusammen: Das Gebäudemodernisie-

rungsgesetz lockert ordnungsrechtliche Vorgaben für neu installierte Heizungen, zugleich stehen we-

sentliche Änderungen bei der Bundesförderung für effiziente Gebäude im Raum. Damit würden alle 

drei zentralen Steuerungsinstrumente der Wärmewende gleichzeitig geschwächt. Gerade im Gebäu-

desektor, in dem Investitionsentscheidungen über Heizsysteme für Zeiträume von mehreren Jahr-

zehnten getroffen werden, sind jedoch verlässliche und konsistente Rahmenbedingungen von be-

sonderer Bedeutung. 

Das Brennstoffemissionshandelsgesetz wurde als marktwirtschaftliches Instrument mit einem 

schrittweise steigenden CO₂-Preispfad ausgestaltet. Nach den Festpreisen der Einführungsphase 

sollte sich der Zertifikatepreis ab 2026 innerhalb eines Preiskorridors bilden und sich anschließend 

marktbasiert im europäischen Emissionshandelssystem bilden. 

Statt nun der Systemlogik des Emissionshandels zu folgen und zumindest eine moderate Erhöhung 

des Preiskorridors vorzusehen, sieht der Gesetzentwurf jedoch die unveränderte Fortführung des 

bereits für 2026 geltenden Preiskorridors von 55 bis 65 Euro je Tonne CO₂ vor. Damit wird der bislang 

angelegte Entwicklungspfad der CO₂-Bepreisung unterbrochen und die marktwirtschaftliche Len-

kungswirkung des Instruments abgeschwächt. Hierzu wird die Differenz, die sich voraussichtlich beim 

Übergang in den ETS 2 ab dem 01.01.2028 ergibt, größer und widerspricht der Logik, der stetig und 

planbar steigenden Internalisierung der Emissionskosten.  
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Resilienz und Versorgungssicherheit erfordern eine beschleunigte Elektrifizierung 

Die Begründung des Gesetzentwurfs verweist auf die angespannte Lage auf den internationalen 

Energie- und Rohstoffmärkten und sieht damit die Stabilisierung der CO₂-Kosten im Jahr 2027 als 

notwendig an. 

Die jüngsten Energiekrisen haben deutlich gemacht, dass die Abhängigkeit Deutschlands von fossilen 

Energieimporten nicht nur ein klimapolitisches, sondern darüber hinaus ein sicherheits- und wirt-

schaftspolitisches Risiko darstellt. Geopolitische Konflikte führen regelmäßig zu erheblichen Preis- 

und Versorgungsrisiken bei Erdgas und Erdöl. 

Die politische Antwort sollte in einer beschleunigten Elektrifizierung auf Basis heimischer erneuer-

barer Energien bestehen. Diese erhöht die Resilienz des Energiesystems, reduziert Importabhän-

gigkeiten und schafft zusätzliche Wertschöpfung im Inland. 

Gerade wenn ordnungsrechtliche Vorgaben reduziert und Förderinstrumente zurückgeführt werden, 

kommt der relativen Wirtschaftlichkeit klimafreundlicher und fossiler Energieträger eine umso grö-

ßere Bedeutung zu. Umso wichtiger ist es, dass die Energiepreisrelationen den Umstieg auf elektri-

sche Wärmetechnologien weiterhin unterstützen. Ein wirksamer CO₂-Preis leistet hierzu einen wich-

tigen Beitrag – insbesondere, weil angekündigte Maßnahmen zur Senkung der Stromkosten, etwa 

durch eine Absenkung der Stromsteuer, weiterhin ausbleiben.  

Die Bundesregierung begründet die Fortführung des bisherigen Preiskorridors weiterhin mit dem Ziel 

größerer Planungssicherheit für Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen. Planungssicherheit 

entsteht jedoch nicht durch kurzfristige Eingriffe bei fossilen Energiekosten, sondern durch einen 

verlässlichen und nachvollziehbaren Transformationspfad. Gebäudeeigentümer, Hersteller, Hand-

werk und Energieversorger treffen Investitionsentscheidungen mit einem Zeithorizont von mehreren 

Jahrzehnten. Hierfür benötigen sie konsistente politische Rahmenbedingungen und glaubwürdige In-

vestitionssignale. 

Vor dem Hintergrund der Lockerungen des Gebäudeenergierechts sowie der angekündigten Verän-

derungen bei der Förderung sendet die Fortführung des bisherigen CO₂-Preiskorridors ein zusätzli-

ches Signal zugunsten fossiler Heiztechnologien. Damit werden alle drei zentralen Steuerungsinstru-

mente der Wärmewende – Ordnungsrecht, Förderung und Energiepreisrelationen – gleichzeitig ge-

schwächt.  
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